
Nachrichten

Schwebebahn steht bis August still
WUPPERTAL (lnw). Nach dem
gefährlichen Beinahe-Un-
fall im Herbst muss die
Wuppertaler Schwebebahn
aus Sicherheitsgründen vo-
raussichtlich noch bis zum
August stillstehen. Das ha-
ben die Wuppertaler Stadt-
werke am Montag mitge-
teilt. Erst dann werde es
wohl möglich sein, das
weltberühmte Verkehrs-
mittel wieder in Betrieb zu
nehmen. 18 000 Halterun-
gen der Stromschiene
müssten erneuert und ver-
stärkt werden. Außerdem
bestehe die Aufsichtsbe-
hörde auf den Einbau von
2500 zusätzlichen Siche-
rungen, damit sich ein bei-
nahe tödlicher Unfall wie
am 18. November vergan-
genen Jahres nicht wieder-

holt. Damals war die eiser-
ne Stromschiene auf 350
Metern Länge herabgefal-
len und hatte beinahe
einen 34-jährigen Cabrio-
fahrer erschlagen. Die
Schwebebahn, wichtigstes
öffentliches Verkehrsmittel
in Wuppertal, wird täglich
von rund 85 000 Men-
schen genutzt. Derzeit
pendeln ersatzweise Busse
entlang der Strecke.

Wuppertaler Schwebebahn

Stamp: Härtere Strafen
für Kindesmissbrauch
-hir- DÜSSELDORF. Nach dem
jahrelangen Missbrauch
von Kindern auf einem
Campingplatz in Lügde hat
sich NRW-Familienminis-
ter Joachim Stamp (FDP)
für eine Verschärfung des
Strafrechts ausgesprochen.
Er plädierte für eine Erhö-
hung der Mindestfreiheits-
strafe von bislang sechs
Monaten auf mindestens
ein Jahr. Ihm gehe es um
eine Klarstellung in Para-
graf 176 des Strafgesetzbu-
ches, „dass deutlich wird,
dass es sich hier nicht um
ein Vergehen, sondern um
ein Verbrechen handelt“.
Das Strafgesetzbuch sieht
bislang ein Jahr Haft als
Minimum nur bei beson-
ders schweren Taten vor,
die Höchststrafe liegt bei
zehn Jahren. Den Konsum
von Kinderpornografie

und sexuellen Missbrauch
könne „die Gesellschaft
nicht achselzuckend hin-
nehmen“. Mit Blick auf die
beteiligten Jugendämter
und die örtliche Polizei
sprach Stamp wie zuvor
auch Innenminister Her-
bert Reul (CDU) von
einem Behördenversagen.
„Wir werden Konsequen-
zen ziehen müssen.“ Es
dürfe aber keine Schnell-
schüsse geben. Zwar seien
für die Jugendämter die
Kommunen zuständig, er
fühle sich aber über sein
Ministerium dafür verant-
wortlich, Lehren aus dem
Fall zu ziehen. Stamp be-
tonte, der Fall berühre ihn
als Vater persönlich. Dass
einer der Verdächtigen
eine Haftprüfung beantragt
habe, erfülle ihn „mit kal-
tem Grauen“.

Verband: Pflegeheimsterben in NRW
DÜSSELDORF (epd). Der Bun-
desverband privater Anbie-
ter Sozialer Dienste (bpa)
warnt vor einem Pflege-
heimsterben in Nordrhein-
Westfalen ab dem Jahr
2020. Der bpa-Landesvor-
sitzende Christof Beck-
mann verwies am Montag
in Düsseldorf auf das Aus-
laufen des aktuellen Be-
standsschutzes für Pflege-
heime in Mietimmobilien.
Das Ende des Bestands-
schutzes werde ab dem
kommenden Jahr Existen-
zen vernichten und die
Pflegeinfrastruktur in NRW

deutlich und langfristig
beschädigen. Unter ande-
rem wird in NRW ab 2020
die maximale Bettenzahl
pro Heim auf 100 bezie-
hungsweise 80 beschränkt.
Der Einzelzimmeranteil
liegt bei 80 Prozent, bei
Neubauten sogar bei 100
Prozent. Eine Kompensa-
tion der dadurch reduzier-
ten Pflegeplätze durch eine
Vergrößerung der Heime
ist in NRW nicht möglich.
Der Verband bpa umfasst
nach eigenen Angaben al-
lein in NRW knapp 1700
Mitgliedseinrichtungen.
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RHEINE. Der Kohlekompro-
miss wird das Leben nicht
nur in den Kohleregionen im
Osten und in Nordrhein-
Westfalen verändern, son-
dern sich auch auf den
Strompreis auswirken. Oder
muss am Ende der Steuer-
zahler die Zeche zahlen?
Über Chancen und Risiken
auch und vor allem der er-
neuerbaren Energien sprach
unser Redaktionsmitglied
Reiner Wellmann sprach mit
Professorin Claudia Kemfert.
Sie ist Energieexpertin am
Deutschen Institut für Wirt-
schaftsforschung.

Der Kohlekompromiss
wird teuer, bis zu 40 Mil-
liarden Euro Kosten wer-
den genannt. Wer muss
nach Ihrer Einschätzung
zahlen: Der Energiekunde
mit höheren Preisen pro
Kilowattstunde? Oder der
Steuerzahler allgemein?

Claudia Kemfert: Lang-
sam! Die Kohlekommission
hat ja erst einmal nur Emp-
fehlungen vorgelegt. Es ist
nun an der Politik, daraus
konkrete Maßnahmen abzu-
leiten. Deswegen ist es irre-
führend, wenn irgendwelche
Zahlen und Kosten beklagt
werden, die irgendwer zu
leisten habe. Das ist purer
Lobbyismus – vorauseilen-
des Gejammer oder politisch
motivierte Panikmache. Un-
abhängig davon sollte aber
klar sein: Egal wie viel Geld
man für die Bewältigung des
Strukturwandels in die Hand
nimmt, man sollte es kop-
peln an innovative Projekte
für die Zukunft, nicht für die
Vergangenheit. Statt Ab-
wrackprämien für die Kohle-
industrie sollte es lieber Auf-
bauprämien für zukunfts-
weisende Projekte geben. Im
Rahmen der Energiewende
sind so viele Innovationen
möglich, dass es geradezu
fahrlässig wäre, hier nicht zu

investieren. Verbesserung
der Energieeffizienz, Spei-
chermöglichkeiten – darin
liegen größte Chancen für
die deutsche Wirtschaft. Um
die Steuerzahler nicht so
stark zu belasten, ließe sich
ein Teil der Förderung sicher
aus europäischen Struktur-
fonds finanzieren. Noch eins:
Entschädigungszahlungen
für die Kohlewirtschaft sind
nicht nur ungerechtfertigt
und unnötig, sie würden
auch den Kohleausstieg und
künftige Strompreise verteu-
ern!

Wir haben schon den
höchsten Strompreis in
Europa, während der Strom
aus Windenergie im ver-
gangenen Jahr für 2,8
Cent/Kilowattstunde an der
Strombörse in Leipzig ge-
handelt wurde. In welche
Richtung wird sich der
Strompreis nach Ihrer Ein-
schätzung weiter bewegen?

Kemfert: Durch eine kluge
Energiewende kann der
Strompreis sinken. Auf un-
nötige Entschädigungszah-
lungen für wen auch immer
könnten wir einfach verzich-
ten. Das spart Geld. Wenn
wir stattdessen die erneuer-
baren Energien schnell und
konsequent ausbauen, wird
sich das preissenkend auf die
Strompreise auswirken.
Nach der Installation haben
erneuerbare Energien kaum
noch variable Kosten. Das
heißt: Der Strompreis an der
Börse geht massiv nach
unten. Ob sich diese Senkun-
gen auch im Endkunden-
preis widerspiegeln, steht al-
lerdings auf einem anderen
Blatt. Der Endkundenpreis
ist überladen mit Steuern
und Abgaben und auch völ-
lig überhöhten Netzentgel-
ten. Würde man diese
Traumrenditen für die Netz-
betreiber abschaffen, dürfte
der Strompreis ebenfalls sin-

ken. Das würde zwar den
Lobbyisten der Vergangen-
heit nicht schmecken, aber
die Verbraucher von morgen
freuen.

Wird der Kohlekompromiss
dazu führen, dass es jetzt
einen neuen Schub für re-
generative Energien geben
wird?

Kemfert: Wenn er umge-
setzt wird, ganz sicher!
Durch den Rückgang der
Atomenergie bis zum Jahr
2023 und den schrittweisen
Ausstieg aus der Kohlever-
stromung müssten die er-
neuerbaren Energien deut-
lich stärker wachsen als bis-
her. Der Anteil erneuerbarer
Energien muss bis 2030 auf
mindestens 65 Prozent an
der Stromerzeugung wach-
sen. Wenn die Regierung die-
ses Ziel erreichen will, muss
sie das unnötige Ausbremsen
des Zubaus erneuerbarer
Energien beenden. Erneuer-
bare Energien sind Team-
player, wir benötigen sie alle.

Es werden in den nächsten
Jahren viele Windräder
vom Netz genommen wer-
den, die in den ersten Jah-
ren nach der Verabschie-
dung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes im Jahre
1999 in Betrieb genommen
wurden. Würde eine Auf-
rüstung oder ein Repower-
ing an diesen Standorten
helfen, den Kohlekompro-
miss von der Kostenseite in
den Grifff zu bekommen?

Kemfert: Absolut. Es gibt
derzeit zwei Wege, um bei
der Produktion von Wind-
energie die Effizienz zu erhö-
hen: das Repowering, also
die Erneuerung von Energie-
anlagen durch effizientere
Anlagen, und das sogenann-
te Second-Life für Wind-
kraftanlagen, also die Wie-
derverwendung gebrauchter,

weniger leistungsstarker
Windräder. Beides ist essen-
ziell und spart Geld. Derlei
wird sich flächendeckend
durchsetzen. In diesem Feld
gibt es heute Geschäftsmo-
delle, die künftig auch ohne
EEG-Finanzierung funktio-
nieren. So wird sichergestellt,
dass der Anteil der Wind-
energie nicht stagniert, son-
dern wächst.

Das Land NRW hat durch
einen Abstandserlass die
Möglichkeiten für die
Windenergie einge-
schränkt, die Planung
enorm erschwert. War das
der richtige Weg?

Kemfert: Nein, das war der
völlig falsche Weg und muss
rasch korrigiert werden.
NRW ist das Schlüssel-Bun-
desland zur Umsetzung der
Energiewende. Umso schlim-
mer ist es, dass NRW – bis auf
ein paar Ausnahmen in eini-
gen Regionen – im unteren
Mittelfeld liegt, wenn man
die Bundesländer beim Aus-
bau der erneuerbaren Ener-
gien vergleicht. Hier stehen
die bundesweit ältesten Koh-
lekraftwerke. Sie werden,
wenn die Beschlüsse der
Kohlekommission umgesetzt
werden, in den kommenden
Jahren vom Netz gehen. Die
gute Nachricht daran: Schon
heute ist ausreichend Kohle

da, die vom Kohleabbau be-
troffenen Dörfer müssen
nicht weichen und der Rest
des Hambacher Forsts kann
erhalten bleiben. Die weni-
ger gute Nachricht: Die Lan-
desregierung muss endlich
die Energiewende konse-
quent umsetzen, deutlich
mehr Flächen für den Aus-
bau der Windenergie aus-
weisen und dafür sorgen,
dass diese Flächen selbstver-
ständlich mit dem Umwelt-
und Landschaftsschutz nicht
in Konflikt stehen. Das ist
eigentlich nicht schwer. Die
Ausgangsvoraussetzungen
sind blendend, NRW ist ein
forschungsstarkes, innovati-
ves und wirtschaftlich star-
kes Bundesland. Die ehema-
ligen Kohlegebiete können
wunderbar für erneuerbare
Energien oder Energiespei-
cherung genutzt werden.
Aber man muss das auch
wollen.

Mit dem Ausstieg aus der
Kernenergie und dem Ab-
schied von fossilen Energie-
trägern könnte Deutsch-
land weltweit ein Vorreiter
werden, was die Nutzung
regenerativer Energien an-
geht. Was sagen Sie: mehr
Chance oder mehr Risiko?

Kemfert: Absolut Chance!
Die getätigten Investitionen
werden in Zukunftstechnolo-
gien investiert, die zu Wett-
bewerbsvorteilen und Inno-
vationen führen, sowie in
die regionale Wertschöp-
fung. In keine anderen
Märkte wird zukünftig mehr
Geld fließen als in die nach-
haltigen Energiewende- und
Mobilitätsmärkte. Technolo-
gien für die verbesserte Ener-
gieeffizienz sind genauso ge-
fragt wie nachhaltige Mobili-
täts- und Speichertechnolo-
gien. Die Zukunft gehört
denen, die sie sehen. Wer
nicht mit der Zeit geht, geht
mit der Zeit.Claudia Kemfert

Affäre Schulze Föcking: Zeuge berichtet im U-Ausschuss

Plötzlicher Anruf des Ministers
Von Hilmar Riemenschneider

DÜSSELDORF. Keine 14 Tage
nach dem vermeintlichen
Hacker-Angriff auf das
Heimnetzwerk der ehemali-
gen Agrarministerin Christi-
na Schulze Föcking im März
2018 waren sich die Exper-
ten der Kölner Cyber-Staats-
anwaltschaft sicher, dass es
keinen Zugriff von außen
gab. Anfangs hätten die Er-
mittler deshalb auch disku-
tiert, ob hinter dem unver-
mittelt auf dem Smart-TV
der Familie abgespielten
Landtagsvideo mit der Mi-
nisterin ein Kinderstreich
stecke, berichtete der zu-
ständige Oberstaatsanwalt

Markus Hartmann am Mon-
tag als Zeuge im Untersu-
chungsausschuss. Allerdings
hätten die Spuren auf dem
Tablet-PC der Mutter der Mi-

nisterin schnell ein für die
Ermittler eindeutiges Bild
ergeben, wonach das Video
über eine Funktion der You-
Tube-App von ihrem Gerät
auf den Fernseher übertra-
gen wurde.
Allerdings sei der Ortster-

min auf dem Hof der Familie
am 29. März vergangenen
Jahres anders verlaufen, als
die auf Internet- und Com-
puter-Ermittlungen speziali-
sierten Staatsanwälte erwar-
tet hatten. Die Familie habe
die Theorie der Ermittler ve-
hement bestritten: Auf die
Erklärung hin habe Schulze
Föcking zu verstehen gege-
ben, „dass das Ergebnis nicht
zutreffend sei“, weil es dem

Nutzungsverhalten ihrer El-
tern widerspreche. In dem
Gespräch habe die Ministe-
rin kurzzeitig den Raum ver-
lassen.
Etwas später rief Justizmi-

nister Peter Biesenbach den
Oberstaatsanwalt auf dem
Mobiltelefon an. „Der Inhalt
des Gesprächs mit Minister
Biesenbach war aus meiner
Sicht eine Information über
den aktuellen Sachstand“,
erinnerte sich Hartmann.
Anweisungen habe dieser
ihm aber nicht gegeben. „Es
hat mich nicht gänzlich
überrascht“, meinte der Zeu-
ge. „Ob ich in der Situation
damit gerechnet hätte, da
würde ich aus heutiger Sicht

sagen: eher nein.“ Zuvor be-
tonte Hartmanns Vorgesetz-
ter bei der Kölner Staatsan-
waltschaft, der Minister habe
sich öfter „unorthodox“ über
Verfahrensstände infor-
miert. SPD und Grüne wit-
tern eine politische Einfluss-
nahme auf die Ermittlungen.
Die Cyber-Experten pack-

ten Hartmann zufolge auf
dem Hof alle Geräte für neue
Untersuchungen ein und
fuhren „unverrichteter Din-
ge“ zurück: Er habe ein „be-
lastbares Ergebnis der Er-
mittlungen“ vorlegen wol-
len. Drei Wochen später war
es so weit, er informierte
Schulze Föcking, dass alle
Belege stimmten.

Schulze Föcking Foto: dpa

Von Frank Polke

SENDENHORST. Der am Freitag
gefundene Kompromiss zur
Reform der Grundsteuer
zwischen Bund und Ländern
stößt in Nordrhein-Westfa-
len und im Münsterland auf
ein überwiegend positives
Echo. NRW-Finanzminister
Lutz Lienenkämper (CDU)
begrüßte zwar die gefunde-
ne Regelung, kündigte aber
weitere Beratungen „auf
Arbeitsebene an“. Dies be-
treffe insbesondere die Be-
wertung der Gewerbegrund-
stücke.
Der kommunalpolitische

Sprecher der SPD-Fraktion,
Bernhard Daldrup, sieht gro-
ße Vorteile vor allem für die
Städte und Gemeinden in
NRW. „Die Kommunen, für
die es um jährlich 14 Milliar-
den Euro geht, haben es ver-
dient, dass zügig für Rechts-

klarheit gesorgt wird“, sagte
der Chef der Münsterland-
SPD unserer Zeitung. Ob die
Vereinfachungen bei der An-
wendung von Durch-
schnittswerten bei der Net-
tokaltmiete und bei den Bo-
denrichtwerten vertretbar
sind, werde die jetzt vorzu-
nehmende Prüfung zeigen.
„Positiv ist auch die Mög-
lichkeit für die Kommunen,
künftig mit einer Grund-
steuer C Bodenspekulatio-
nen zu erschweren und Bau-
land besser zu mobilisieren“,
sagte der SPD-Abgeordnete
aus Sendenhorst.
Nach dem neuen Modell,

das jetzt in Berlin noch bera-
ten wird, sollen für die Fest-
setzung der Grundsteuer
künftig der aktuelle Grund-
stückswert, das Alter der Ge-
bäude und die durchschnitt-
lichen Mietkosten berück-
sichtigt werden.

Positives Echo auf Grundsteuerreform

„Kommunen haben
Rechtsklarheit“

„Man muss das auch wollen“
Energieexpertin Claudia Kemfert sieht Kohleausstieg als Chance für NRW


